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Mehrfach hatte DIE LINKE ihre Kritik an der Rente ab 67 auf die Tagesordnung des Bundestages gesetzt 
-  in dieser Woche war die Bundesregierung an der Reihe: Sie stellte, wie gesetzlich vorgeschrieben, ih-

ren Bericht zur Beschäftigungslage Älterer vor. Von Kritik allerdings keine Spur. Bei der Rente ab 67 erweist 
sich die Regierung wieder einmal als Meisterin im Schönreden. 

Nach den Zahlen des Arbeitsministeriums gelten zwar 38 Prozent der 60-64jährigen als beschäftigt - 
aber nur dann, wenn sowohl Selbständige, Beamte, mithelfende Familienangehörige als auch Menschen 

mit Ein-Euro- und Minijobs mitgerechnet werden. Jede Arbeitsstunde zählt, egal ob schlecht oder gar nicht 
bezahlt, ob Vollzeit oder mindestens eine Stunde in der Woche. Werden nur die Vollzeit-Beschäftigten unter 
den 60- bis 64-Jährigen betrachtet, schrumpft die Quote schon auf 27 Prozent, bei 64-Jährige insgesamt auf 
14 und für Frauen in diesem Alter auf nicht einmal sieben Prozent. Vom „Aufbruch in einen altersgerechten 
Arbeitsmarkt“ kann wahrlich keine Rede sein. 

Wer - und das ist die übergroße Mehrheit - mit 64 nicht mehr arbeitet oder arbeiten kann, für den be-
deutet die ab 2012 einsetzende Anhebung der Altersgrenze eine sofortige Rentenkürzung. Das wollte 

DIE LINKE verhindern und hatte vorgeschlagen, die Anhebung des Rentenalters 
zunächst um vier Jahre zu verschieben. Das haben die anderen Fraktionen 
abgelehnt. Auch die weitergehende Forderung der LINKEN, die Rente ab 67 
ersatzlos zu streichen, fand keine Mehrheit im Parlament. Angeblich würden 
dann die Jüngeren zu stark zu Gunsten der Älteren belastet. Dabei müsste, 
fiele die Rente ab 67 weg, der Beitragssatz zur gesetzlichen Rente - bei 
paritätischer Finanzierung - für Beschäftigte bis 2029 um einen viertel 
Prozentpunkt steigen. Nach heutigem Durchschnittsverdienst wären das 
sieben Euro im Monat. 

Der LINKEN geht es nicht allein um die Ablehnung der Rente ab 67 - wir 
wollen vor allem eine Neukonzipierung der Altersvorsorge mit dem 

Kern einer gestärkten gesetzlichen Rentenversicherung, in die alle Erwerbs-
tätigen einzahlen, in der die Beitragsbemessungsgrenze aufgehoben ist, bei 
der auch Einkommen wie Mieten und Pachten berücksichtigt werden 
und wo hohe Rentenansprüche nach dem Schweizer Modell 
gedeckelt werden. Die Rente ab 67 wäre dann Schnee von 
gestern.

Alle Wahlperioden wieder und so auch in dieser Sitzungs-
woche stellte DIE LINKE eine Reihe von Anträgen zur 

Rente Ost, die bestehende Lücken und Ungerechtigkeiten 
bei der Rentenüberleitung beseitigen sollen. Auch 20 Jahre 
nach der Einheit geht die Zahl der davon betroffenen Men-
schen in die Hunderttausende. So sind nach wie vor rund 
300 000 in der DDR Geschiedene, fast ausnahmslos Frau-
en, rentenrechtlich benachteiligt, desweiteren ca. 80 000 
ehemalige Reichsbahner und 30 000 Postbeschäftigte. DIE 
LINKE wird zudem erneut einen Antrag zur generellen Anglei-
chung des Rentenwert Ost ans Westniveau einbringen.

Keine Mehrheit 
gegen Rente ab 67
von Dr. Dagmar Enkelmann
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Über fünf Millionen Gänse werden in Deutsch-
land pro Jahr verspeist – die meisten zu Weih-

nachten. Da sind sie ausgewachsen und reif. 

Aber das Bild der schnatternden Gänseschar, 
die sich morgens auf die Wiese und abends, 

satt von frischem Gras zurück in den fuchssiche-
ren Stall treiben lässt, trifft nur für die wenigsten 
der im Supermarkt angebotenen gefrorenen Vö-
gel zu. 80 % der in Deutschland vertilgten Gänse 
kommen aus der Turbomast, häufig - aber nicht 
nur - aus dem osteuropäischen Raum. Ein günsti-
ger Braten einer tiefgefrorenen Mastgans kostet 
z.B. 2,99 € pro Kilo. Für eine Gans vom Bauern 
nebenan oder auf dem Markt kostet das Kilo min-
destens 10 €, bei Biogänsen sind bis zu 15 € zu 
berappen. Das kann sich nicht jeder leisten.

Also doch eine Gans aus der Tiefkühltruhe des 
benachbarten Discounters? Die Sache hat ei-

nen Haken. Sogar mehr als einen – nicht nur den 
an dem die mit Maisbrei gefüllten Stopfbehälter 
hängen. 

Die Gänse werden schnell, also billig „produ-
ziert“. In oft fensterlosen Hallen und drang-

voller Enge müssen die Tiere in kurzer Zeit an 
Gewicht zulegen, um eine profitable Fleischpro-
duktion zu ermöglichen. Den fehlenden Auf-Preis 
dafür zahlen die Gänse, die unter Gelenkentzün-
dungen, Knochenbrüchen oder Atemnot leiden 
oder das eigene Gewicht nicht mehr tragen kön-
nen.  

Oftmals ist der Weihnachtsbraten das Abfall-
produkt eines ganz anderen, profitableren 

Produkts – der Stopfleber. Also einer Gänsefett-
leber, die Ergebnis einer quälerischen Zwangs-
ernährung ist. Dabei kommen Stopfbehälter mit 
Mais ins Spiel, durch die den Gänsen der Brei 
gewaltsam durch den Schlund gedrückt wird. 
Das zerdrückt nicht nur die anderen Organe der 
Tiere, sondern lässt sie krank und apathisch auf 
dem engen Boden liegen. Geschnattert wird dort 
schon längst nicht mehr.

Wer dann vernünftig ist 
und kann‘s sich leisten,
kauft sich eine Gans (Wilhelm Busch)

von Kirsten Tackmann Foto: Wettstein Heini pixelio.de 

Aber das ist nicht die einzige Grausamkeit, die 
Gänsen im Namen einer „Geiz-ist-geil“-Men-

talität angetan wird. Da ist auch das schmerzhaf-
te Rupfen der Daunenfedern bei lebendigem Lei-
be, dass die Tiere unter Schock überstehen, ein 
Weiteres unter vielen grauenhaften Details.

Der Europarat hat 1999 eine Empfehlung aus-
gesprochen, diese Mastmethoden nicht mehr 

anzuwenden. Doch eine Empfehlung scheint 
nicht auszureichen. Zu lukrativ scheint das Ge-
schäft mit den Turbo-Gänsen auch für deutsche 
Massenzuchtbetrieben.

Die Weihnachtsgans für meine Familie kommt 
seit Jahren aus einem Bio-Betrieb in Schöne-

berg, unserem kleinen Nachbarort. Die hatte das 
Glück ihr Gänseleben schnatternd und weidend 
auf der Wiese zu verbringen. Ihr Fleisch ist kräftig 
und nicht zu fett, da sie sich den ganzen Tag be-
wegt. Sie ist nicht billig, aber jeden Euro das Kilo 
wert. 

In meinem Wahlkreis, in der Prignitz und Ostp-
rignitz-Ruppin, gibt es nicht wenige Bauern, die 

ihre Produkte – nicht nur Gänse – regional ver-
markten. Ich setze mich dafür ein, dass die regi-
onale und saisonale Vermarktung eine größeren 
Stellenwert erhält. Immer mehr Menschen wollen 
Produkte aus ihrer Region. Das erhält und schafft 
Arbeitsplätze, das sichert ökologisch sinnvoll re-
gionale Stoffkreisläufe. 

Damit sich das jeder leisten kann und nicht 
nur zu Weihnachten, brauchen wir einen ge-

setzlichen Mindestlohn – auch in der Landwirt-
schaft. Und natürlich auch Hartz IV- Regelsätze, 
die sich am Warenkorb – also am tatsächlichen 
Bedarf -  orientieren und nicht an den untersten 
15 Prozent der Gesellschaft. Das nutzt auch der 
regionalen Landwirtschaft, denn dann wird nie-
mand gezwungen sein,  ganzjährig das Billigste 
zu kaufen. Das Billigste, das oft auch das Unge-
sündeste und manchmal qualvoll Produzierte ist.     
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Wikileaks veröffentlicht 
nach und nach 250.000 

interne Dokumente der ameri-
kanischen Botschaften. Damit 
verursacht die Organisation ei-
nen diplomatischen Eklat nach 
dem anderen. Die teils geheim 
eingestuften Papiere verursa-
chen großen Aufruhr.  Die US-
Regierung entschuldigte sich 
bereits vorab bei Regierungen, 
die in den Dokumenten wenig 
schmeichelhaft wegkommen.

Ein Blick in die bislang ver-
öffentlichten Papiere zeigt, 

dass deren Inhalte höchst unter-
schiedlich sind. In Deutschland 
haben vor allem Klatsch und 
Tratsch aus der Berliner Bot-
schaft Schlagzeilen gemacht. 
Wer in den vergangenen Jahren 
Zeitung gelesen oder Nachrich-
ten geschaut hat, ist freilich we-
nig überrascht. Merkel rational, 
Westerwelle wenig sachkundig, 
Seehofer unzuverlässig – wen 
wundert‘s?

Andere Dokumente freilich 
haben es in sich. So zeigt 

Wikileaks, für wie gefährlich 
Oberhäupter einiger arabischer 
Länder das iranische Regime 
einstufen. Während sie öf-
fentlich die Solidarität mit der 
Regierung Ahmadinedschad 
beschwören, bitten sie die Ame-
rikaner in Geheimgesprächen 
um einen militärischen Schlag 
gegen den Iran. So etwas birgt 
Sprengstoff und kann nicht nur 
die diplomatischen Verhältnis-
se von Staaten untereinander, 
sondern unter Umständen auch 
ganze Regionen nachhaltig de-
stabilisieren.

Einige Veröffentlichungen be-
wegen sich zwischen diesen 

beiden Polen. Sie beleuchten 
sensible Sachverhalte, die in 
der Vergangenheit liegen und 
deren Aufdeckung potenziell die 
Anliegen von Menschenrechts-
bewegungen unterstützt. So 
veröffentlicht Wikileaks auch 
Inhalte, die sich mit den Prak-
tiken der CIA im „Krieg gegen 

den Terror“ beschäftigen. Nach 
wie vor ist öffentlich ungeklärt, 
welche Rolle die Deutschen bei 
manchen der CIA-Entführun-
gen gespielt haben und welche 
Kenntnis die Regierung über ille-
gale CIA-Gefängnisse in Europa 
hatte. Wenn Licht in diese Grau-
zonen kommt, ist das gut für die 
Demokratie.

Wikileaks wirbelt also in je-
dem Fall ordentlich Staub 

auf. Die Organisation bewegt 
sich jedoch auf einem schmalen 
Grat. So wenig es ein Problem 
ist, Diplomatentratsch zu veröf-
fentlichen, so gefährlich ist das 
Zündeln auf Feldern wie dem 
Nahost-Konflikt oder der Aus-
einandersetzung mit Iran. Dem 
muss sich die Organisation be-
wusst sein. Sie ist Teil dieser 
Welt, mitsamt all ihrer unüber-
schaubaren Komplexität. Hier 
sind Vorsicht und Rücksicht 
geboten, ebenso wie eine klare 
Absage an jeglichen Allmachts-
gestus.

von Wolfgang Nešković

Klatsch, Tratsch und 
Brandgefährliches?DIE LINKE hat als einzige 

Partei gegen das Hilfspa-
ket für Griechenland, gegen 
den Euro-Rettungsschirm und 
gegen das Irland-Paket ge-
stimmt. In allen Fällen schützt 
der Euro-Rettungsschirm nicht 
den Euro, sondern die Banken. 
Diese benötigen unsere Hilfe 
nicht. Unsere Solidarität gilt 
den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, den Rentnerinnen 
und Rentnern und den vielen 
anderen Menschen, die jetzt die 
Suppe auslöffeln sollen.

Die Bundesregierung be-
hauptet, dass es keine 

Handhabe gegen Krisenprofi-
teure und für eine Regulierung 
der Finanzmärkte gibt, weil die 
EU-Verträge dies nicht zulassen. 
Wenn das so ist, dann müssen 
die Verträge verändert werden. 
Wer europaweit den Sozialab-
bau gegen die Menschen voran-
treibt, der hätte auch die Kraft, 
Spekulanten zur Kasse bitten. 
Aber die schwarz-gelbe Bunde-
regierung hat daran genau so 

wenig Interesse wie die Europä-
ische Kommission und der Euro-
päische Rat.

Wer jetzt Banken rettet, aber 
Finanzmärkte jetzt nicht 

reguliert, der treibt die EU in 
eine existenzielle Krise. Das 
zeigt die Debatte über einen zu-
künftigen Mechanismus zur Kri-
senbewältigung, kaum wird nur 
darüber nachgedacht, private 
Gläubiger zu beteiligen, schie-
ßen die Zinssätze für portugie-
sische und spanische Staatsan-
leihen in die Höhe. Die irische 
Regierung muss dazu bewegt 
werden, die Dumpingsteuer für 
Unternehmen anzuheben. Aber 
da beruft man sich auf die nati-
onale Souveränität.

Wo bleibt dieses Argument 
bei dem größten Sozial-

abbau in Europa seit dem II. 
Weltkrieg. Da hat man den IWF 
an Bord, der die Staaten nötigt, 
die Mehrwertsteuer anzuheben, 
die Löhne zu senken, den Kün-
digungsschutz abzubauen, das 

Renteneintrittsalter zu erhöhen. 
Da ist alles erlaubt. Nichts hin-
dert die EU, das durchzusetzen. 
Wenn aber Profite abgeschöpft 
werden sollen, geht nichts mehr. 
So schützt man den Euro nicht 
vor weiteren Angriffen, im Ge-
genteil, man fordert sie heraus.

Die Rettung Irlands ist kein 
unabhängiges Phänomen. 

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis 
Portugal fällig wird oder Belgien. 
Portugal soll unter den Schirm, 
damit Spanien nicht fällt. Schon 
wird die Forderung nach einer 
Verdoppelung des Rettungs-
schirms laut. Nach Spanien 
kommt Italien. Was kommt 
dann? Wenn es nach Schwarz-
Gelb geht, sollen, diejenigen, die 
wenig haben und sich schlecht 
wehren können, die Zeche zah-
len. Das wird Europa weiter de-
stabilisieren. Deshalb hat DIE 
LINKE auch das Finanzpaket für 
Irland abgelehnt. Wir fordern 
eine vollständige Überarbeitung 
der europäischen Verträge.

Europäische Verträge 
vollständig überarbeiten

von Thomas Nord
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Im Februar dieses Jahres hat das 
Bundesverfassungsgericht die 
derzeitigen ALG II Regelsätze für 
verfassungswidrig erklärt. Dem 
Gesetzgeber wurde der Auftrag er-
teilt bis zum 31. Dezember 2010 
mit einem Gesetz das menschen-
würdige Existenzminimum neu zu 
ermitteln. 

Die nun vorgelegte Neu-
ermittlung der Regelsätze 
durch die Bundesregierung 
wird den Vorgaben des Ver-
fassungsgerichts in keinem 
der bemängelten Punkte 
gerecht. Das Ergebnis der 
minimalen Anpassung der 
Regelsätze war nur durch 
Tricks und politisch gewoll-
te Abschläge möglich. Es 
wird offenkundig, dass das 
Verfahren so organisiert 
wurde,  dass es mehr den 
Konsolidierungsplänen eines 
Bundesfinanzministers ent-
spricht als dem, was für ein 
menschenwürdiges Leben 
notwendig ist. 

So fällt beispielsweise auf, dass die 
Höhe von 364 Euro für den neuer-
rechneten Eckregelsatz bereits im 
Existenzminimumbericht der Bun-
desregierung von 2008 auftaucht. 
Eine transparente, vor allem aber 
eine nachvollziehbare Berechnung, 

wie sie das Bundesverfassungsge-
richt eingefordert hat, sieht anders 
aus. 

DIE LINKE hat nun ihre Kritik an 
dem zu Lasten der Ärmsten schön-
gerechneten neuberechneten Re-
gelsatz untermauert. 

In einer Studie, die genau wie der 
Vorschlag der Bundesregierung 
vom Statistischen Bundesamt an-
gefertigt wurde, belegt sie die Re-
chentricks schwarz auf weiß und 
mit konkreten Zahlen und stellt 
eindeutig heraus, welche politi-
schen Entscheidungen genutzt 

wurden, um das berechnete Exis-
tenzminimum niedrig zu halten.
Allein durch die Herausnahme der 
sogenannten verdeckt Armen wür-
de der Regelsatz um 20% bzw. um 
28,- € steigen.
Verzichtet man dann auf beson-
ders willkürliche Abschläge, wie 

die Streichung von Weih-
nachtsbäumen, Beiträge für 
Hausrats– und Haftpflicht-
versicherungen oder Benzin-
kosten, steigt der Regelsatz 
nochmals um 73,- €. 

Der Bundestag hat nun mit 
den Stimmen der Schwarz – 
Gelben Mehrheit ein Gesetz 
verbschiedet, das mit der 
Lebenswirklichkeit der Men-
schen, die von ALG II leben 
müssen, nichts zu tun. DIE 
LINKE wird alles tun, um die-
se soziale Ungerechtigkeit 
zu verhindern– in den Land-
tagen, im Bundesrat und auf 
außerparlamentarischem 
Weg.
Eins aber ist sicher: Das 

Haus von der Leyen hat mit seiner 
freihändigen Berechnung des neu-
en Regelsatzes einen neuerlichen 
Verfassungsbruch begangen.  
Darum sagt DIE LINKE NEIN zum 
diesem Gesetz! Nächster Halt: 
Karlsruhe, Bundesverfassungsge-
richt!

von Diana Golze
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Hartz IV 
bleibt Armut per Gesetz

Der zwölfte Castor-Transport er-
reichte am 9. November das 
Zwischenlager in Gorleben. Die 
traditionsreiche Anti-Atomkraftbe-
wegung im Wendland schätzt die 
Proteste als großen politischen 
Erfolg ein. Die Strecke wurde zwar 
durch die Polizei freigeräumt, aber 
der gesellschaftliche Konflikt um 
die Atomenergie kann so nicht 
ausgeräumt werden. Das haben 
die vielen Menschen, hunderttau-
send im September in Berlin, erst-
mals fünfzigtausend im Wendland, 
deutlich gezeigt.

Eine Erfahrung wurde für die Atom-
kraftgegner zum geflügelten Wort: 
Nach dem Castor ist vor dem 
Castor. Der Transport, der jetzt 
so vorweihnachtlich leise durchs 
Land geschickt werden soll, bringt 
fünf Castor-Behälter aus Karls-
ruhe und vier Behälter aus dem 
französischem Cadarache nach 
Lubmin. Man hofft auf den Weg 
des geringsten Wiederstandes im 
Osten. Daraus wird nichts. Protest 
organisiert sich schon. Am 11. 
Dezember gibt es eine große Auf-
taktkundgebung in Greifswald. Wir 
sind als DIE LINKE gemeinsam mit 
vielen anderen dabei. Die Ankunft 
des Transports wird auf den 15. 
Dezember geschätzt. Die genaue 
Streckenführung ist noch nicht be-
kannt. Aber der Osten schläft nicht 

und ist auch nicht protestmüde. 
Auch die LINKE Barnim ruft schon 
zu Protesten gegen den Atommüll-
transporte an Strecke in Branden-
burg auf.

Aber, es geht nicht nur um den 
Castortransport, sonder wieder 
einmal um die Verlässlichkeit von 
Politik. Deshalb hat der Anti-Atom-
Widerstand eine neue Qualität 
erreicht. Noch nie waren Protes-
te der Atomkraftgegner in ganz 
Deutschland so groß wie in diesem 
Jahr. Mit der Laufzeitverlängerung 
für Atomkraftwerke begeht die jet-
zige Bundesregierung durch ihrer 
Klientelpolitik zugunsten der Ener-
giekonzerne Vertrauensbruch an 
der Bevölkerung. 

Laut Aussagen von Experten sind 
Castoren auf Dauer weder strah-
lungssicher noch stabil. Es gibt seit 
vielen Jahren Erkenntnisse aus der 
Materialkunde, die belegen, dass 
sich Neutronenstrahlung und Ra-
dioaktivität der Castor-Wandung 
mit zunehmender Betriebszeit in 
gefährlicher Weise verstärkt. Die-

se unbequemen Erkenntnisse wer-
den seit Jahren ignoriert. 

Es gibt keine sicherheitstaugliche 
Technik für Atomkraftwerke. Wir 
wissen nicht wohin mit dem ra-
dioaktiven Abfall. Deshalb kann 
die Forderung nur lauten: Jetzt ab-
schalten!

Das Zwischenlager in Lubmin soll-
te ausschließlich als Zwischenlager 
für Brennelemente aus dem Abbau 
ostdeutscher Atomkraftanlagen 
dienen. Das war die Verabredung 
zwischen dem Land Mecklenburg-
Vorpommern und dem Bund. Bis-
her war das auch so. Der letzte 
Castor-Behälter aus Rheinsberg 
und der Reaktordruckbehälter aus 
dem AKW Rheinsberg wurden in 
den Jahren 2006/2007 in Lubmin 
eingelagert. 

Die Menschen in Lubmin wollen 
eine wirtschaftliche Zukunft für 
ihre Region, und die heißt Seebad 
Lubmin. Sie wollen eine gesunde 
Umwelt und kein „Atomklo Nord-
ost“.

von Sabine Stüber

Castor nach Lubmin
Bundesregierung setzt auf Protestmüdigkeit im Osten

Größte Anti-Atom-Demonstration Ostdeutschlands am 11. Dezember 
um 13.00 Uhr auf dem Marktplatz in Greifswald! Für die Tage des 
Transports (geschätzte Ankunft rund um den 15.12.) sind verschiede-
ne Aktionen und Blockaden geplant (http://www.lubmin-nixda.de/
Aktuelles.htm oder www.ausgestrahlt.de).
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Pressemitteilungen ///

„Erste Konsequenz aus der 
Schlichtung muss ein wirklicher 
Baustopp für Stuttgart 21 sein. 
Wer - wie die Kanzlerin - die Land-
tagswahl zum Entscheidungstag 
über das Projekt stilisiert, darf 
die Bürgerinnen und Bürger dann 
auch nicht vor vollendete Tatsa-
chen stellen“, erklärt Dagmar 
Enkelmann, 1. Parlamentarische 
Geschäftsführerin der Fraktion 
DIE LINKE anlässlich des bevor-
stehenden Schlichterspruchs zum 
Großvorhaben. Enkelmann weiter:

„Es reicht nicht, dass sich Bun-
destag und Bundesregierung mit 
den Ergebnissen der Schlichtung 
befassen - es muss 
eine klare Positi-
onierung her. Die 
DIE LINKE ist für 
einen demokrati-
schen Entscheid 
über Stuttgart 21, 
deshalb ist sie da-
gegen, dass die 
Bauarbeiten fort-
geführt werden. Ein 

entsprechender Antrag steht längst 
für kommenden Freitag auf der Ta-
gesordnung des Bundestages.“

„Ich habe in Namentlicher Abstim-
mung gegen den Haushaltsent-
wurf der schwarz-gelben Koalition 
gestimmt, weil die Koalition die 
soziale Spaltung weiter ver-
tieft und die Interessen ihrer 
Klientel auf Kosten der Mehr-
heit bedient. Der aktuelle Bun-
deshaushalt setzt die Umver-
teilungspolitik von unten nach 
oben fort,“ kommentiert Dr. 
Kirsten Tackmann den heu-
tigen Bundestagsbeschluss 
zum Haushalt 2011. 
Tackmann weiter:
„Wenn der Bundeshaushalt 
die in Zahlen geschriebene 
Politik ist, dann ist Schwarz- Gelb 
dabei die Grundlagen unserer Ge-
sellschaft zu zerstören. Sie ist die 
Lobbyregierung der Atom-, der 
Pharmaindustrie und der Banken, 
aber nicht der Krankenversicher-
ten, Rentnerinnen und Rentner, 
Aufstocker und Hartz IV-Bezieher. 
Sie regiert nicht im mehrheitlichen 
Interesse der Bürgerinnen und 
Bürger oder Kommunen.
Die Bundesregierung kürzt das 
Elterngeld für die Hartz-IV-Emp-
fänger, streicht die Rentenversi-

cherungsbeiträge für die Arbeits-
losen, streicht das Übergangsgeld 
von Arbeitslosengeld I zu II und die 
Heizkostenzuschüsse.

Die Haushaltskürzungen - ver-
brämt als Sparpaket - treffen in be-
sonderer Weise die Menschen in 
Ostdeutschland. Die pro-Kopf-Kür-
zung der Sozialleistungen betra-
gen im Durchschnitt 44,56 Euro. 
In Westdeutschland 36,60 Euro – 
in Ostdeutschland 76,26 Euro. Im 
Land Brandenburg sind es 67,78 
Euro – im Schnitt. Das heißt, in 
den ärmeren Landkreisen wie der 
Prignitz und Ostprignitz werden 
die negativen Folgen deutlicher zu 
spüren sein als anderswo.

Schwarz-Gelb vertieft damit die 
Spaltung im Land: nicht nur zwi-
schen arm und reich, sondern 
auch zwischen Ost und West.

Ausgerechnet das Förderpro-
gramm „Soziale Stadt“ wird 
um 70 Prozent gekürzt.

Das hat auch für Neurup-
pin konkrete Auswirkungen: 
über das Programm „Soziale 
Stadt“ wurden Projekte im 
Neubaugebiet WK I-III gegen 
die Gefahr sozialer Abwer-
tung des Wohnumfeldes fi-
nanziert wie zum Beispiel der 

„Neu-Bauwagen“ oder die Stadt-
teilschule. Eine Kürzung der „So-
zialen Stadt“ gefährdet nach Ein-
schätzung der Verantwortlichen 
vor Ort langfristig sämtliche Stadt-
teilarbeit und treibt die Spaltung 
der Gesellschaft voran.
DIE LINKE fordert eine Politik, 
die soziale Gerechtigkeit und Zu-
kunftsgestaltung miteinander ver-
bindet und nicht große Teile der 
Bevölkerung zurücklässt!

„Die Altersarmut auch in Westbran-
denburg droht noch größer zu wer-
den. Es kann nicht sein, dass 20 
Jahre nach der Wende noch immer 
mit zweierlei Maß gerechnet wird. 
Die Lebensleistungen der Ostdeut-
schen müssen anerkannt werden“, 
fordert die Wahlkreisabgeordnete 
der LINKEN Diana Golze. 

Es herrscht Schweigen im Walde, 
so Diana Golze mit Blick auf die 
Untätigkeit auch dieser Bundesre-
gierung in Sachen Rentengerech-

tigkeit für Ostdeutschland. Des-
halb hat die Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag erneut die Initiative 
ergriffen und nach einem im Mai 
eingereichten Gesamtantrag zur 
Korrektur der Rentenüberleitung 
nun für alle Probleme einzelne An-
träge vorgelegt. Diese 18 Anträge 
zielen auf die Überwindung der Un-
gerechtigkeiten, die in der Renten-
überleitung Anfang der 90er Jahre 
ihren Ursprung haben. Geschie-
dene Frauen, Krankenschwestern, 
Balletttänzer, Ingenieure, Profes-
sorinnen, Polizisten und weitere 
Gruppen sind davon bis heute 
betroffen. Besonders viele Frauen 
befinden sich auf Grund von Über-
führungslücken in einer schwieri-
gen finanziellen Situation. 20 Jahre 
nach Herstellung der Einheit ist es 
allerhöchste Zeit, dass die Lebens-
leistungen der Ostdeutschen im 
Rentenrecht anerkannt werden.

Obwohl Abgeordnete anderer 

Fraktionen und auch die Kanzlerin 
im Wahlkampf 2009 die Hoffnung 
genährt hatten, wenigstens einen 
Teil der Probleme zu lösen, ist bis 
heute nichts geschehen. Der Os-
ten wird eben immer nur im Wahl-
kampf zur Chefsache. Bereits im 
Mai hatte die Linksfraktion einen 
Antrag vorgelegt, der die Probleme 
summierte und deren Lösung ein-
forderte. Offensichtlich brauchen 
speziell die Regierungsfraktionen 
von Union und FDP aber erneut 
eine Gedächtnisstütze. Diese liegt 
nun in Form von 18 weiteren An-
trägen zu jeder Detailfrage vor.

Am 2. Dezember (Donnerstag) 
werden diese Anträge in erster Le-
sung im Bundestag beraten. Die 
Debatte wird voraussichtlich ab 
etwa 14 Uhr stattfinden. „Ich for-
dere alle Wahlkreisabgeordneten 
dazu auf, sich endlich für die Men-
schen in ihrem Wahlkreis und für 
die Gerechtigkeit einzusetzen.“

LINKE beantragt Baustopp für Stuttgart 21
Dagmar Enkelmann 29.11.2010

Gedächtnisstütze Nr. 2 in Sachen Rentenüberleitung
Diana Golze 01.12.2010

//////////////

Foto: 

Bundesregierung greift den Ärmsten kräftig in die Tasche
26.11.2010 Kirsten Tackmann

„Neben der diskriminierenden Re-
gelung zu den Rentenpunkten be-
nachteiligt die Rentenüberleitung 
Ost von 1990 verschiedene spezi-
elle Gruppen, die ihr Arbeitsleben 
in Ostdeutschland verbrachten. Es 
ist 20 Jahre nach der Wende nicht 
hinnehmbar, dass die Altersein-
kommen zum Beispiel einer Kran-
kenschwester, eines Beschäftigten 
in der Land- oder Forstwirtschaft, 
einer Balletttänzerin, eines Ingeni-
eurs, einer Professorin, eines Po-
lizisten oder einer geschiedenen 
Frau nur deshalb deutlich niedriger 
ist, weil sie in der ehemaligen DDR 
gelebt und gearbeitet haben.
Das ist seit Jahren ein Skandal und 
die Betroffenen werden immer äl-

ter. Abgeordnete anderer Fraktio-
nen wie auch die Kanzlerin selbst 
hatten 2009 im Wahlkampf ange-
kündigt, die Probleme wenigstens 
teilweise zu lösen. Trotzdem hat 
sich bis heute nichts getan. DIE 
LINKE wird aber keine Ruhe ge-
ben, bis die Ungleichbehandlung 
Ostdeutscher beendet wird.
Gerade in den Landkreisen und 
kreisfreien Städten Brandenburgs 
leben überdurchschnittlich viele 
ältere Menschen. Den höchsten 
Bevölkerungsanteil Älterer hat die 
Stadt Brandenburg und die Prig-
nitz. Gerade in den ländlichen Re-
gionen ist Altersarmut für diese 
Nachkriegsgeneration erstmals 
wieder real. Aber darüber hinaus 

wäre für diese Menschen die Kor-
rektur des Rentenüberleitungsge-
setzes ein längst überfälliges Sig-
nal des Respekts gegenüber ihrer 
Arbeitsleistung.
Schon im Mai dieses Jahres hatte 
die Linksfraktion einen Antrag vor-
gelegt, der die Probleme auflistete 
und Lösungen einforderte. Doch 
die Mehrheit der Bundestagsabge-
ordneten lehnte zum wiederholten 
Mal die Anträge der LINKEN zur 
Korrektur der Rentenüberleitungs-
gesetze ab.
Wir fordern nun erneut: Die Le-
bens- und Arbeitsleistungen von 
Ostdeutschen müssen endlich an-
erkannt werden!“

LINKE fordert: Endlich Ungerechtigkeit bei Ost- Renten überwinden
Kirsten Tackmann 02.12.2010

Foto:  Jens Zehnder pixelio.de

Foto: Christian Seidel pixelio.de
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„Die Bundesregierung verweigert 
die Aussage zu den konkreten 
Auswirkungen der geplanten No-
vellierung des Flächenerwerbs-
änderungsgesetzes (FlErwÄndG) 
für den Bundeshaushalt und den 
Bodenmarkt in Ostdeutschland“ 
kommentiert Dr. Kirsten Tackmann 
(DIE LINKE.) die Antwort der Bun-
desregierung auf ihre parlamenta-
rische Anfrage. Tackmann weiter:
„Ich frage mich, was die Bundes-
regierung mit der fadenscheinigen 
Auskunftsverweigerung zu verber-
gen versucht? Damit nährt sie nur 
weiter unser Misstrauen.
Denn es geht bei der Gesetzes-
änderung nicht allein um einen 
Ausgleich der Nachteile für nicht 
wirtschaftlich tätige Alteigentü-
mern mit Flächenerwerbsansprü-
chen, die durch verzögertes Be-
hördenhandeln entstanden sind. 
Bei dieser Gelegenheit soll gleich 
noch der Personenkreis mit Altei-
gentümer-Ansprüchen erweitert 
werden. Boden ist schließlich seit 
wenigen Jahren wieder ein attrakti-
ves Spekulationsobjekt geworden. 
Insgesamt geht es um noch über 
300.000 Hektar ehemals volks-
eigener landwirtschaftlicher Flä-
chen, die von der bundeseigenen 
Bodenverwertungs- und Verwal-
tungsgesellschaft (BVVG) eigent-
lich meistbietend europaweit ver-
kauft werden sollen.
Gerade deshalb ist die Frage im In-
teresse der Allgemeinheit berech-
tigt, ob die schwarz-gelbe Koalition 
mit den neuen Alteigentümerrege-
lungen auf mehrere hundert Milli-
onen Euro zum Nachteil des hoch-
verschuldeten Bundeshaushalts 
verzichtet, um die Lobby nicht-

wirtschaftlich tätiger Alteigentü-
mer zu bedienen. Und es stellt 
sich auch die Frage nach den kon-
kreten Profiteuren der geplanten 
Begünstigung der Alteigentümer 
gegenüber den wirtschaftenden 
Landwirtschaftsbetrieben am ost-

deutschen Bodenmarkt.“
Zum Hintergrund:
Der Koalitionsantrag zur Änderung 
des Flächenerwerbsänderungs-
gesetzes wurde im vor Kurzem 
ohne Debatte im Plenum in die 

Ausschüsse überwiesen und soll-
te im Schnelldurchgang bereits 
Anfang November dem Bundestag 
zur Beschlussfassung vorgelegt 
werden. Ein rot-rot-grüner Antrag 
auf eine Anhörung im federfüh-
renden Haushaltsausschuss hat 

das zunächst verhindert.“Die Ant-
wort der Bundesregierung auf die 
Schriftliche Anfrage zur Novelle 
des „Zweites Flächenerwerbsän-
derungsgesetz“:
                                              HIER

Bundesregierung verweigert Antwort zu Mindereinnahmen durch neue Altei-
gentümerregelungen beim Flächenerwerb
Kirsten Tackmann  26.11.2010

Pressemitteilungen ///

02.12.2010 – ANTRAG – DRUCKSACHE NR. 17/4039

Vorschlag der Europäischen Kommission zur Konzernentsenderichtlinie zurückweisen

Der Vorschlag der Kommission zur Konzernentsenderichtlinie wird kritisiert, weil er auf dem nützlich-
keitsrassistischen Konzept der zirkulären Migration beruht und europaweit Lohn- und Sozialdumping 
fördern würde. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, den Vorschlag im Ministerrat abzulehnen.

24.11.2010

02.12.2010 – ANTRAG – DRUCKSACHE NR. 17/4045

Vorschlag der Europäischen Kommission zur Saisonarbeiterrichtlinie zurückweisen

Der Vorschlag der Kommission zur Saisonarbeiterrichtlinie wird kritisiert, weil er auf dem nützlichkeits-
rassistischen Konzept der zirkulären Migration beruht und europaweit Lohn- und Sozialdumping fördern 
würde. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, den Vorschlag im Ministerrat abzulehnen und sich 
statt dessen für soziale Mindeststandards für Saisonbeschäftigte in der EU und einen gesetzlichen Min-
destlohn in Deutschland und der EU einzusetzen.

02.12.2010 – ANTRAG – DRUCKSACHE NR. 17/4038

Gute Arbeit in Europa stärken - den gesetzlichen Mindestlohn in Deutschland am 01.Mai 2011 
einführen

Mit der Einführung eines allgemeingültigen gesetzlichen Mindestlohnes wird eine verbindliche Lohn-
untergrenze geschaffen. Der Niedriglohnsektor wird damit eingedämmt und der Quersubventionierung 
durch ergänzende staatliche Leistungen werden Hürden entgegengestellt. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund der Arbeitnehmerfreizügigkeit ab dem 1.Mai 2011 ist ein gesetzlicher Mindestlohn dringend 
notwendig um soziale Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt zu verhindern.

02.12.2010 – ANTRAG – DRUCKSACHE NR. 17/4037

Akteneinsichtsrechte Dritter in Verfahrensakten des Bundesverfassungsgerichtes stärken

Der Antrag greift die in einer parallelen Kleinen Anfrage problematisierte Handhabung der Akteinsicht 
durch Dritte in Akten des Bundesverfassungsgerichts durch dieses auf. Das Gericht beachtet weder 
einschlägige gesetzliche Bestimmungen im Bundesverfassungsgerichtsgesetz noch im Bundesarchivge-
setz. Aufgrund der hohen Relevanz der Entscheidungen für Wissenschaft und Presse, ist eine gesetzliche 
Klarstellung der Pflichten erforderlich. Darüber hinaus wird eine Kürzung der Schutzfristen verlangt.

02.12.2010 – ANTRAG – DRUCKSACHE NR. 17/4036

Streichung des Begriffes Rasse aus der deutschen Rechtsordnung und internationalen Doku-
menten

Der Begriff „Rasse“ ist historisch und ideologisch extrem belastet. In vielen Ländern und Sprachen – 
insbesondere im kontinentaleuropäischen Raum – gibt es die klare Tendenz, den Begriff „Rasse“ in 
Bezug auf Menschen zu meiden. Letztendlich sollte der Begriff „Rasse“ in nationalen wie internationalen 
Rechtstexten nicht mehr verwendet werden, da er selbst rassistische Implikationen mit sich führt. Statt 
dessen sollte die Formulierung „ethnische, soziale und territoriale Herkunft“ benutzt werden.

Anträge, Anfragen & Initiativen
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http://www2.kirstentackmann.de/uploads/schra_101115_flaechenerwerbsaenderungsgesetz.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20219_1704039.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20220_1704045.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20217_1704038.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20216_1704037.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20215_1704036.pdf


02.12.2010  

ANTRAG  – DRUCKSACHE NR. 17/4029

Profiteure der Krise zur Kasse - Keine weitere Verstaatlichung fauler Bankenkredite bei Finanz-
hilfen für Irland

Bei den Finanzhilfen für Irland sollen die Banken und Finanzinvestoren, die bisher profitieren, jetzt an den 
Finanzhilfen beteiligt werden bzw. auf einen Teil ihrer faulen Kredite verzichten. Die Fraktion DIE LINKE 
will kein erneutes Bankenrettungspaket allein zu Lasten der Steuerzahler. Sie wendet sich zudem gegen 
die Sozialkürzungen in Irland, die mit dem IWF/EU-Paket verknüpft sind.

ANTRAG  – DRUCKSACHE NR. 17/3992

Stuttgart 21 - Bau- und Vergabestopp

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf einen vollständigen Bau- und 
Vergabestopp bei Stuttgart 21 bis zu den Landtagswahlen 2011 zu drängen. Der Antrag soll auf den 
Widerspruch der Bundeskanzlerin hinweisen, die Landtagswahl 2011 zu einer demokratischen Entschei-
dung über Stuttgart 21 zu stilisieren, vorher aber vollendete Tatsachen zu schaffen

ANTRAG  – DRUCKSACHE NR. 17/3990

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu nach-
haltigem Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt“

Koalition, SPD und Grüne haben sich auf einen neuen Einsetzungantrag geeinigt, der an die Stelle von Re-
gulation eine nachhaltige neoliberale Ordnungspolitik setzt. Eine kritische Betrachtung des Wachstums 
im alten SPD/Grünen-Antrag wurde durch Green-Tech als Standortvorteil ersetzt. Wir sind bei keinem 
der beiden Anträge gefragt worden. Der ursprüngliche SPD/Grünen-Antrag entspricht jedoch im We-
sentlichen unserem Herangehen. Wir, DIE LINKE, bringen ihn ein, da SPD und Grüne das nicht mehr tun.

30.11.2010  

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3946

Aktuelle Ausgestaltung und notwendiger Reformbedarf bei der Besteuerung von Firmenwagen 
und geldwerter Vorteile

Die Besteuerung der privaten Überlassung von Firmenwagen wird in Öffentlichkeit und Fachwelt aktuell 
thematisiert. Eine mögliche Vereinfachung des Steuerrechts in diesem Bereich ist zwar sinnvoll, darf 
aber nicht einseitig die Interessen der Automobillobby bedienen. Überdies stellt sich die Frage, ob ein 
unbegrenzter betrieblicher Ausgabenabzug auch für Kraftfahrzeuge der Luxusklasse sachgerecht ist. Wir 
fragen die Bundesregierung nach diesbezüglichen Reformplänen.

Anträge, Anfragen & Initiativen
30.11.2010

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3945

Überwachungsmaßnahmen von US-Botschaften

Die US-Botschaft lässt US-amerikanische Einrichtungen in Deutschland von einer geheimen Organisation 
überwachen, die dazu auch Bürgerinnen und Bürger ausspioniert und ihre persönlichen Daten speichert. 
Der Surveillance Detection Unit (SDU) gehören demnach neben US-amerikanischen auch deutsche Si-
cherheitsexperten an.

01.12.2010  

ANTRAG  – DRUCKSACHE NR. 17/3993

Die Hinrichtung der Iranerin Sakineh Mohammadi Ashtiani verhindern und weltweit die Todes-
strafe abschaffen

Am Beispiel der geplanten Todesstrafe, zuerst durch Steinigung und nun durch Erhängen, der Iranerin 
Ashtiani spricht sich dieserAntrag der Partei DIE LINKE gegen die Todesstrafe weltweit aus und be-
sonders gegen die grausame Form der Steinigung. Die iranische Regierung wird aufgefordert, Sakineh 
Ashtiani sofort freizulassen, wenn ihre Beteiligung am Tod ihres Mannes nicht in einem rechtstaatlichen 
Verfahren bewiesen werden kann.

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3944

Patenschaften von Städten, Gemeinden und Landkreisen mit Einheiten der Bundeswehr

Im Nachgang zur Kleinen Anfrage zum selben Thema aus dem Juli 2010 soll die konkrete Ausgestaltung 
der Patenschaften erfragt und die Einhaltung der einschlägigen Richtlinien überprüft werden.

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3943

Konsequenzen aus dem geplanten Abzug britischer Truppen aus Deutschland

Die britische Regierung plant bis 2015 die Anzahl ihrer in Deutschland stationierten Truppen zu halbieren 
und bis 2020 ihre Truppen völlig abzuziehen. Deswegen stellt sich die Frage der zukünftigen Nutzung 
der freiwerdenden Liegenschaften unter anderem des zur Zeit als militärisches Übungsgelände genutz-
ten Naturparks Senne. Ziel ist es die Chancen und Rahmenbedingungen für eine zivile Entwicklung der 
betroffenen Regionen aufzuzeigen.

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3942

Einsatz von Reizstoffen durch Polizeibehörden von Bund und Ländern

In Verbindung mit dem Einsatz von Reizstoffen - insbesondere von Pfefferspray - durch die Polizei kam es 
nicht nur zu zahlreichen Verletzungen, sondern sogar zu Todesfällen.

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3941

Grenzüberschreitende verdeckte Ermittlungen und Observationen

Die Mitgliedstaaten der EU haben Rechtsinstrumente zum grenzüberschreitenden Einsatz verdeckter 
Ermittlerinnen und Ermittler entwickelt. Ihr Einsatz unterliegt nationalen Rechtsvorschriften der betrof-
fenen Staaten. Einige machen stark von der Möglichkeit Gebrauch, andere halten sich zurück. Anläßlich 
eines enttarnten britischen Ermittlers, der auch in Deutschland aktiv war, fragen wir nach der Beteiligung 
deutscher Behörden, Statistiken der letzten 5 Jahre und damit einhergehenden Bestimmungen.

29.11.2010

KLEINE ANFRAGE  – DRUCKSACHE NR. 17/3579

Freigabe von Akten des Bundesverfassungsgerichts

Das Bundesverfassungsgericht hat aufgrund seiner Kompetenzen einen besonderen Einfluss auf die Po-
litik. Wissenschaft und Presse haben daher großes Interesse an den Entscheidungsfindungsprozessen 
innerhalb des Gerichtes, die sich durch Akteneinsicht erschließen lassen. In letzter Zeit wird zunehmend 
kritisiert, dass das BVerfG vor allem politisch brisante Entscheidungen, wie zum KPD Verbot, trotz entge-
genstehender Gesetzeslage nicht zur Einsicht freigibt und zukünftig noch weiter begrenzen will.
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http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20195_1704029.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20189_1703992.pdf
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http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20164_1703946.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20163_1703945.pdf
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http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20171_1703941.pdf
http://dokumente.linksfraktion.de/drucksachen/20157_1703579.pdf
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Die Bundesregierung behauptet, 
es gäbe keine Handhabe gegen 
Krisenprofiteure und für eine Regu-
lierung der Finanzmärkte, weil die 
EU-Verträge dies nicht zulassen. 
Wenn das so ist, dann müssen die 
Verträge verändert werden. Wer 
europaweit den Sozialabbau ge-
gen die Menschen vorantreibt, der 
hätte auch die Kraft, Spekulanten 
zur Kasse bitten. Aber die schwarz-
gelbe Bunderegierung hat daran 
genau so wenig Interesse wie die 
Europäische Kommission und der 
Europäische Rat.

Sehr geehrter Herr Präsident,
Sehr geehrte Damen und Herren,

DIE LINKE hat als einzige Partei 
gegen das Hilfspaket für Griechen-
land und gegen den Euro-Rettungs-
schirm gestimmt. Wir stimmen 
heute gegen die Hilfsmaßnahmen 
für Irland, denn auch in diesem Fall 

schützt der Euro-Rettungsschirm 
nicht den Euro, sondern die Ban-
ken.
Diese benötigen unsere Hilfe nicht.

Unsere Solidarität gilt den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, 
den Rentnerinnen und Rentnern 
und den vielen anderen Menschen, 
die jetzt die Suppe auslöffeln sol-
len.
Sie sagen: Es gibt keine Handha-
be gegen Krisenprofiteure und für 
eine Regulierung der Finanzmärk-
te. Die EU-Verträge ließen dies 
nicht zu.

Wir sagen: Die Verträge sind in 
Kernbereichen ohnehin nicht mehr 
in Kraft und müssen verändert 
werden. Wer europaweit den Sozi-
alabbau gegen die Menschen vor-
antreibt, der hätte auch die Kraft, 
Spekulanten zur Kasse bitten.

Sie sagen: Wer nicht hilft, die Ban-
ken zu retten, riskiert die politische 
Stabilität der EU.
Wir sagen: Wer jetzt Banken ret-
tet, aber Finanzmärkte jetzt nicht 
reguliert, der treibt die EU in eine 
existenzielle Krise. Die Fakten 
sprechen für sich.
Am 6. Mai wurde das Griechen-
landpaket beschlossen. Die Kanz-
lerin erkannte eine Notsituation. 
Sicher, Griechenland war in Not. 
Aber die Ursache war keine Natur-
katastrophe. Die Verträge wurden 
verletzt. Geholfen hat es nicht.

Am 19. Mai sagte die Kanzlerin, 
dass der Euro in Gefahr ist. In zwei 
Wochen wurde aus der Griechen-
land-Krise eine Euro-Krise. Der Eu-
ro-Rettungsfond wurde installiert. 
Die Verträge erneut außer Kraft 
gesetzt, die Krise nicht gestoppt. 
Die Folgen für die betroffenen 
Staaten: Unabsehbar.
Absehbar sind sie für die Banken. 
Sie werden immer auf Kosten der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler saniert. Sie zahlen, wie zum 
Beispiel die Hypo Real Estate, wei-
ter satte Gewinne und Boni an ihre 
Aktionäre und Manager. Sie kön-
nen sich ohne Risiko auf Staatshil-
fen verlassen.
Ausgeblieben ist die Regulierung 
der Finanzmärkte.
Die Debatte über einen zukünfti-
gen Mechanismus zur Krisenbe-
wältigung treibt das Dilemma auf 
die Spitze. Bei der Zinsentwicklun-
gen für portugiesische und spani-
sche Staatsanleihen ist das zu be-
obachten.

                          weiterlesen: HIER
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